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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.05.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2024/07/0166 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2022/13/0045 E 2. Februar 2023 RS 5 (hier nur der dritte Satz) 

Stammrechtssatz 

Im Zusammenhang mit Aushubmaterial hat der EuGH in seinem Urteil vom 17. November 2022, Porr 
Bau, C-238/21, ausgeführt, zu den Umständen, die Anhaltspunkte dafür darstellen können, dass sich der 
Besitzer eines Stoffes oder Gegenstandes entledigt, entledigen will oder entledigen muss, gehöre die 
Tatsache, dass der verwendete Stoff ein Produktions- oder Verbrauchsrückstand ist, also ein Erzeugnis, 
das nicht als solches gewonnen werden sollte und dessen etwaige Verwendung wegen der Gefährlichkeit 
seiner Zusammensetzung für die Umwelt unter besonderen Vorsichtsmaßnahmen erfolgen muss (EuGH 
aaO Rn. 36). Die Methode der Behandlung oder die Art der Verwendung eines Stoffes ist hingegen nicht 
entscheidend dafür, ob dieser Stoff als Abfall einzustufen ist. Unter den Begriff Abfall fallen auch Stoffe 
und Gegenstände, die zur wirtschaftlichen Wiederverwendung geeignet sind oder die einen Handelswert 
haben (aaO Rn. 37). Besonderes Augenmerk ist auf den Umstand zu legen, dass der fragliche Stoff oder 
Gegenstand für seinen Besitzer keinen Nutzen (mehr) besitzt, sodass der Stoff oder Gegenstand eine Last 
darstellt, deren sich der Besitzer zu entledigen sucht (aaO Rn. 38). Dabei ist der Grad der 
Wahrscheinlichkeit der Wiederverwendung eines Stoffes oder Gegenstands ohne vorherige Verarbeitung 
ein maßgebliches Kriterium für die Beurteilung der Frage, ob es sich um Abfall handelt. Ist die 
Wiederverwendung des Stoffes oder Gegenstands nicht nur möglich, sondern darüber hinaus für den 
Besitzer wirtschaftlich vorteilhaft, so ist die Wahrscheinlichkeit einer solchen Wiederverwendung hoch. 
In diesem Fall kann der betreffende Stoff oder Gegenstand nicht mehr als Last betrachtet werden, deren 
sich der Besitzer zu entledigen sucht, sondern hat als echtes Erzeugnis zu gelten (aaO Rn. 39). 
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